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Politik und Verbraucherschützer kritisieren Gebühren für Basiskonten

Berlin, 18.07.2016, 09:02 Uhr

GDN - Die teils hohen Gebühren für so genannte Basiskonten für finanzschwache Menschen alarmieren Politiker verschiedener
Parteien und Verbraucherschützer. Eine Untersuchung der "FMH Finanzberatung" zeigt, dass mehrere Banken Preise von sieben
Euro und darüber pro Monat verlangen: "Wir prüfen aktuell die Entgelte für das Basiskonto und werden in geeigneten Fällen
Abmahnungen durchführen", sagte Christina Buchmüller, Referentin im Team Finanzmarkt beim Bundesverband der
Verbraucherzentrale, dem "Handelsblatt" (Montagausgabe). 

Banken sind seit dem 19. Juni 2016 verpflichtet, EU-Bürgern ein Basiskonto einzurichten. "Die zum Teil sehr hohen und komplizierten
Preisgestaltungen geben schon Anlass zur Nachschau. Wir werden daher die Finanzaufsicht Bafin und den Finanzmarktwächter
bitten, dies zu prüfen und dem Finanzausschuss noch in diesem Jahr zu berichten", so Antje Tillmann, finanzpolitische Sprecherin der
Union. Der Marktwächter Finanzen ist eine Art Frühwarnsystem der Verbraucherzentralen. "Wir haben bewusst von einer starren
Obergrenze abgesehen, um den Banken etwas Spielraum zu geben", sagte SPD-Finanzexperte Jens Zimmermann. "Es kann aber
nicht sein, dass einige Banken diesen Spielraum nun missbrauchen und unverschämt hohe Gebühren für das Basiskonto verlangen."
Die Banken begründen ihre Preise teils damit, dass der Aufwand für die Basiskonten höher sei. Teils führen sie an, dass sie auch
reguläre Kontomodelle mit denselben Gebühren haben. Mehr als eine Million Menschen in Deutschland haben nach Einschätzung der
Bundesregierung kein Girokonto. Durch die Flüchtlinge dürfte die Zahl eher noch höher sein. Dabei ist ein Konto auf Guthabenbasis,
also ohne Verschuldung, Voraussetzung, um am wirtschaftlichen Leben teilzuhaben. Das Gesetz will, dass die Banken
"angemessene" Entgelte erheben. Das orientiert sich daran, ob die Gebühren marktüblich sind und ob sie das Nutzerverhalten
berücksichtigen.
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https://www.germandailynews.com/bericht-75436/politik-und-verbraucherschuetzer-kritisieren-gebuehren-fuer-basiskonten.html

Redaktion und Veranwortlichkeit:
V.i.S.d.P. und gem. § 6 MDStV: 

Haftungsausschluss:
Der Herausgeber übernimmt keine Haftung für die Richtigkeit oder Vollständigkeit der veröffentlichten Meldung, sondern stellt
lediglich den Speicherplatz für die Bereitstellung und den Zugriff auf Inhalte Dritter zur Verfügung. Für den Inhalt der Meldung ist der
allein jeweilige Autor verantwortlich. 

Editorial program service of General News Agency:
United Press Association, Inc.
3651 Lindell Road, Suite D168
Las Vegas, NV 89103, USA
(702) 943.0321 Local
(702) 943.0233 Facsimile
info@unitedpressassociation.org
info@gna24.com
www.gna24.com 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://www.germandailynews.com/bericht-75436/politik-und-verbraucherschuetzer-kritisieren-gebuehren-fuer-basiskonten.html
mailto:info@unitedpressassociation.org
mailto:info@gna24.com
http://www.gna24.com/
http://www.tcpdf.org

